
Aktenzeichen

LB;ÄI.„311.55.

Verkündet

am 23.chember 1955

I m N a m e‚n & e s V o 1 k e 8

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 7. Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 23. November 1955

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil

des Landessozialgerichts . . . . . . vom 14.

Oktober 1954 aufgehoben und die Sache zur er—
neuten Verhandlung und Entscheidung an das Lan—

dessozialgericht zurückVerwiesen.

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem

Endurteil vorbehalten.

Von Rechts wegen.
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10 Der Kläger, der jetzt 55 Jahre alt ist, verlor als Kind durch.

11,

einen Messerstich die Sehkraft seines linken Auges° Da er
dauernd Kopfschmerzen hatte, wurde es 1953 operativ entfernt°

Bis 1941 war der Kläger als selbständiger Fischer tätig)

Ende 1941 wurde er zur Marineartillerie eingezogen° Dort ver—

stärkten sich seine Kopfschmerzen° Seit 1942 stellte sich

ein Schüttelzittern des Kopfes und der Hände ein° Er wurde

in mehreren Lazaretten behandelt, zuletzt in der Schreibe,

stube beschäftigt und am 14° August 1945 entlassen. Wehr—

dienstbeschädigung ist nicht anerkannt worden. Von 1945 bis
1949 war er wieder als selbständiger Fischer tätig°

Am 80 August 1949 meldete er sein Gewerbe ab. Am folgenden

Tage beantragte er bei der Nebenstelle XXXXXXXXXXXXXXXdes

Arbeitsamts XXXXXXXXX Arbeitslosenfürsorgeunterstützung
((Alfu)„ Bei Weiterleitung des Antrages berichtete die Neben—

stelle dem Hauptamt, daß der Kläger arbeitswillig und als

Fischer vermittlungsfähig, eine Vermittlung zur Zeit jedoch

nicht möglich sei, Ihm Wurde daraufhin Alfu vom 120August

1949 ab bewilligt, und er bezog sie ununterbrochen bis zum
19. Juli 1952, Dann schied er wegen Erkrankung und damit vers

bundener Arbeitsunfähigkeit aus dem Unterstützungsbezug aus°

Während der Unterstützungszeit hatte er im September 1950

bei der Seekasse in XXXXXXX Invalidenrente wegen dauernder
Kopfschmerzen beantragt; Der behandelnde Arzt bezeichnete ihn

als 70 v„H° erwerbsunfähig„ Demgegenüber stellte der Arzt

des Staatlichen Gesundheitsamtes XXXXXXXXX fest, daß das Lei—

den des Klägers überwiegend seelisch bedingt sei° Er vernein—

te Invalidität und erklärte die Arbeitsfähigkeit als nur um
30 V„H„ gemindert° Die Seekasse lehnte darauf den Antrag auf

Invalidenrente ab° Auf seine Berufung hin ließ ihn das Ober—

versicherungsamt XXXXXXXXX durch den Nervenarzt Profßr.ßr°

ÜXXXXXXXXXXXXXXXneurologisch begutachten„ Nach dreitägiger Be—
obachtung kam dieser in seinem Gutachten vom 30„März 1951 zu
dem Ergebnis,daß eine sogenannte Schüttelneurose vorliege,aber

Anhaltspunkte für eine Organerkrankung des Nervensystems oder
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IV°

_3_

für eine Erkrankung des Schädels,
der

Hirnhäute und der

Nebenhöhlen nicht vorhanden seien. Die Leistungsminderungen

seien Auswirkungen einer abnormen seelischen Reaktionsweise°

Diese habe zwar einen gewissen Krankheitswert, der Zustand

reiche aber nicht aus, Invalidität hinreichend zu begründen°

Bei der Untersuchung seien übrigens Züge eines grob-demon—

strativen Verhaltens festzustellen gewesen. Die Spruchkammer

des Oberversicherungsamts XXXXXXXXX wies darauf die Berufung

zurück°

Am28, Juli 1951und am28. Januar 1952hatte die Nebenstel—
le xxxxxxxxxxxxxxdie Vermittlungsmöglichkeit des Klägers;
geprüft und ihn zunächst noch für tauglich befunden, als

Fischer oder Tiefbauarbeiter, später nur noch als Wächter

zu arbeiten° Arbeitsstellen seien ihm jedoch nicht angeboten

werden, da hierfür keine Möglichkeiten gegeben gewesen sei—

en, Zweifel an der Arbeitswilligkeit bestünden nicht°

Sein Antrag vom 27. Oktober l952'auf Weiterzahlung der Alfu

wurde durch das Arbeitsamt abgelehnt, da er nach ärztlichem

Gutachten noch nicht arbeitsfähig im Sinne des 5 88 AVAVG
sei° Vom l. Dezember 1952 an erhielt er vom Wohlfahrtsamt

XXXXXXXXXXXXXX‘Fürsorgeunterstützung.‘ ‘

Am 26. Februar 1953 beantragte der Kläger erneut Invaliden—

rente, Im Gutachten des Staatlichen Gesundheitsamts XXXXXXX
XXX wurde die Arbeitsfähigkeit als um 40 V.H. gemindert an;

gegeben, der Kläger aber noch für fähig erachtet, "Arbeiten

als Fischer, leichte im Sitzen fortgesetzt" zu verrichten.3

Die Seekasse lehnte daraufhin den Rentenanspruch wiederum

ab, Seine Berufung wurde durch Entscheidung des Oberversi—

cherungsamts XXXXXXXXX vom 17. September 1955 zurückgewie—‘

sen° Der Verlust des linken Auges und das Altersemphysem

könnten ebensowenig wie die Schüttelneurose die Invalidität

begründen, die Folgen der psychisch abnormen Reaktion auch

dann nicht, wenn sie tatsächlich Krankheitswert haben soll—

te, da sie die Erwerbsfähigkeit des Klägers nicht über 50

v.H„ hinaus beeinträchtige„
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Weitere Berufung beim Oberverwaltungsgericht legte der Kläger

nicht ein, sondern meldete sich am 21° November 1953 wieder

arbeitslos und beantragte A1fu.

‚ Bei Weiterleitung des Antrages an das Arbeitsamt XXXXXXXXX

äußerte sich die Nebenstelle XXXXXXXXXXXXXXdiesmal dahin:

"Wegen Bindung an die Entscheidung des Oberversicherungs—

amts XXXXXXXKXwird Arbeitsfähigkeit im Sinne des AVAVG
anerkannt, aber hinzugesetzt, daß E. nieht in der Lage

ist, wegen des sehr schlechten körperlichen Gesamtzu—

standes seinen Unterhalt als Arbeitnehmer zu verdienen.„„

Ein eventueller Vermittlungsvoeschlag müßte von Anfang

an als aussiehtslos beurteilt werden und für den Auftrag—

geber als nicht zumutbar"° '

Der Arbeitsarzt erklärte ihn für nicht imstande, seinen Unter—

halt als Arbeitnehmer zu verdienen° \

Das Arbeitsamt XXXXXXXXX lehnte daraufhin mit Verfügung vom
21° Dezember 1955 den Unterstützungsantrag ab. Der Kläger
erhob hiergegen Widerspruch„ Da er nach der letzten Entschei—

dung des Oberversicherungsamts noch als fähig für leichte

Arbeit im Sitzen bezeichnet worden sei, verlange er, daß

ihm solche vom Arbeitsamt zugewiesen werde° Die Widerspruchs—

stelle wies ihn ab, da nach @ 2 des Anhangs zur Militärre—

gierungsverordnung (MilRegV0) Nr. 117 A1fu nur erhalten kön—

ne, wer der Arbeitsvermittlung zur Verfügung stehe° Diese

Voraussetzung sei hier nicht gegeben.

Auf Klage hob das Sozialgericht XHXXXXXXmit Urteil vom
24„ Mai 1954 die Ablehnungsverfügung des Arbeitsamts und

den Widerspruehsbescheid auf und verurteilte die Beklagte,

an den Kläger vom 21. November 1955 ab nach Ablauf der ge—
setzlichen Wartezeit A1fu zu zahlen„

Die Beklagte war in diesem Verfahren der Stellungnahme des

Arbeitsarztes Dr° XXXXX vom 3„ April 1954 gefolgt. Dieser

hatte es für ausgeschlossen erklärt, daß ein Mann mit einer

_5__

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


VI.

_ 5 _

Schüttelneurose, der sich selbst keinerlei Arbeit zutraue und

eine ausgesprochen negative Einstellung zur Arbeit habe, als

Arbeitnehmer seinen Unterhalt verdienen könne. Die Feststel—

lung im Urteil des Oberversicherungsamts, daß der Kläger

für leichte Arbeiten im Sitzen fortgesetzt geeignet sei,

sei rein theoretisch. Es gebe keine Lohnarbeit, die ein

Mann mit einer derartigen Fehleinstellung ausführen könne.

Demgegenüber vertrat der vom Sozialgericht als Sachverstän—

diger gehörte Facharzt für innere Medizin Dr. XXXXXX vom‘

Landkränkenhaus XXXXXXXXX die Auffassung, der Kläger sei
in der Lage, das im @ 88 Abs. 1 AVAVG geforderte Lohndrit—

tel zu verdienen.

Das Sozialgericht stützte seine Entscheidung auf @ 3 des

Anhangs zur MilRegV0 Nr. 117, wonach Alfu nur erhält, wer
arbeitsfähig ist. Dieser Begriff sei eindeutig im 5 88

AVAVG festgelegt. @ 2 a.a.0. dagegen habe nur programme—
tische Bedeutung. Da der Kläger nach arbeits— und gerichts—

ärztlichem Gutachten arbeitsfähig sei und.diese Gutachten

mit denen übereinstimmten, die dem Urteil des Oberversiche—

rungsamts vom 17. September 1953 zugrundelägen, habe das

Sozialgericht Arbeitsfähigkeit des Klägers angenommen.

Es bezeichnete seine Entscheidung als endgültig gemäß @ 147

des Sozialgerichtsgesetzes (SGS).

Auf Grund dieses Urteils wies der Direktor des Arbeitsam—

tes XKXXXXXXX die Nebenstelle XXXXXXXXXXXXXX durch Verfü—

gung vom 31. Mai 1954 an, durch geeignete Arbeitsangebote

'möglichst umgehend die Frage zu klären, ob der Kläger tat—

sächlich praktisch noch in der Lage sei, mehr als gering—

fügige Beschäftigungen auszuüben. Die Nebenstelle bericht—

tete darauf unter dem 25. Juni 1954, sie habe einen Vermitt—

lungsversuch nicht machen können, da dies eine ausgesproche—

ne Fehlvermittlung gewesen sein würde. Das äußerr Erschei—

nungsbild des Klägers sei_derartig, daß jeder Auftragge—‘

ber ihn auch für nur leichtere Arbeiten ablehnen würde.v

Bereits am 25. November 1952 hatte übrigens die Neben—

srelle festgestellt, daß die Ehefrau des Klägers ein Haus
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in XXXXXXXXXX, Kreis Hu“ ‘, geerbt habe, Die dazu gehörige
Landwirtschaft umfaßt 4 1/2 ha. Am 15° Juni 1954 wurde durch

den Ermittler berichtet, daß der XXXXXXXXXXXX Besitz vom
Kläger, seiner Ehefrau und einem l4—jährigen Enkel bearbeitet
werde, Die weiteren Ermittlungen ergaben, daß etwa 1,5 ha mit

Getreide besät und je 1,5 ha Wiesen und Weideland seien° Der

Kläger hat schriftlich am 15, Juni 1954 bestätigt, daß "leich—

tere Arbeiten” in XXXXXXXXXXvon ihm selbst verrichtet würden,
Auch der Bürgermeister bestätigte, daß der Kläger "sein Land

selbst bearbeitet"°

Gegen das Urteil des SozialgeriChts legte der Präsident des

LandeSarbeitsamts XXXXXXXXXXXXXXXXXXBerufung ein° Er bezeich—
nete die Rechtsmittelbelehrung des Sozialgerichts, das Urteil

sei endgültig, als irrig, da es sich hier nicht um eine Strei—

tigkeit über Beginn.oder Höhe der Unterstützung handele, son—

dern darüber, ob der Kläger dem Grunde nach einen Anspruch auf

Alfu habe°

Auch materiell—rechtlich sei die Entscheidung unzutreffend°

Unterstützung könne nur gewährt werden, wenn der Arbeitslose

der Arbeitsvermittlung uneingeschränkt zur Verfügung stehe° Ar—
beitslose mit anlagemäßig bedingten oder erworbenen Defekten

erfüllten in der Regel diese Voraussetzungen nicht° Sie seien

zwar oft noch körperlich in der Lage, das erforderliche Lohn—

drittel zu verdienen, aber zur Feststellung der Verfügbarkeit

bedürfe es darüber hinaus einer individuellen Bewertung der

Gesamtpersönlichkeit des Arbeitslosen. Der Kläger sei Neuro—

tikero'Nach der Stellungnahme des Leitenden Arztes des Landes—

arbeitsamts könne Arbeitsfähigkeit nur angenommen werden, wenn
der Kläger sich von seinen psychogenen neurotischen Fehlreak—

tionen frei mache° Seine Schüttelneurose sei so erheblich, und

er stelle seine subjektiven Beschwerden so in den Vordergrund,

daß er an jedem Arbeitsplatz scheitern werde„

In der Verhandlung vor dem Landessozialgericht wurde als Sach—

verständiger der Facharzt für innere Krankheiten BrofoDr„

«rl gehört° Er führte aus, daß beim Kläger eine psychogene Zweck—

reaktion vorliege° Sie sei eine psychische Reaktion, an deremv
\
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Beginn bewußte Willensimpulse stünden. Diese Bewußtseins—‘

inhalte würden wegen ihrer Unvereinbarkeit mit ethischen Be—

wußtseinsinhalten im Laufe der Zeit mehr oder minder ver—

drängt. Die Überwindung einer solchen Zweckreaktion sei

daran gebunden, daß der Wille zur Überwindung bestehe.
Der Kläger sei arbeitsunfähig, weil er nicht arbeitswil—

lig sei.

Das Landessozialgericht XXXXXXXXX hob mit Urteil vom 14.

Oktober 1954 das Urteil des Sozialgerichts XXXXXXXXX

vom 24. Mai 1954 auf und wies die Klage ab. Es hat die Be-

vision zugelassen.

Die Auffassung des Sozialgerichts, seine Entscheidung sei

endgültig, bezeichnete das Landessozialgericht als rechts—

irrig, da es sich nicht um eine Streitigkeit über Beginn

oder Höhe der Unterstützung handele, sondern der Anspruch

auf Alfu dem Grunde nach streitig sei. Materiell—rechtlich

sei der Vorderrichter auf Grund der von allen medizinischen

Sachverständigen erhobenen Befunde zutreffend zu der Fest—
stellung gelangt, daß der Kläger noch arbeitsfähig im Sinne

des @ 88 Abs. 1 AVAVG i.V. mit 5 3 des Anhangs zur MilBegV0
Nr. 117 sei° Krankhafte Organveränderungen seien nicht nach—

zuweisen gewesen. Der Verlust der Sehkraft links und eine

kaum merkliche Herabsetzung der Sehkraft auf dem rechten

Auge könnten die Schlußfolgerung nicht rechtfertigen, daß

er nicht mehr in der Lage sei, das erforderliche Lohndrit-

tel zu verdienen. Wenn die Bundesanstalt den Kläger vom Une

terstützungsbezug ausschließen wolle, weil er wegen seiner

neurotisohen Fehleinstelluhg dem allgemeinen Arbeitsmarkt

nicht mehr zur Verfügung stehe, so könne dies nicht gebil«

ligt werden, da das Gesetz eine solche weitgehende Begriffs—

bestimmung als selbständige Anspruchsvoraussetzung nicht‘

kenne.

Der Unterstützungsanspruch sei dagegen nach 5 93 c AVAVG
unbegründet. Das Urteil befaßt sich hierzu eingehend mit

dem Wesen der Schüttelneurose als Begehrungsneurose, die

ihren Ursprung in einem bewußten Streben nach E‘h t lechädi—

, — 8 —-i
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gung irgendwelcher Art für eine in Wahrheit nicht vorhan—

dene B e eschädigung habe. Der Kläger habe offensichtlich

gehofft,-daß er wegen weitgehender Beschränkung seiner noch

tatsächlich vorhandenen Arbeitsfähigkeit kaum vermittelt

werden könne. Wer aber bewußt oder auch unbewußt über die

abnorme Erlebnisreaktion zu erkennen gebe, daß er auch im

Falle einer Arbeitszuweisung seine Einstellung nicht ändern

wolle, zumutbare Arbeit anzunehmen, erfülle damit die Vor—

aussetzungen zum Ausschluß vom Unterstützungsbezug nach

@93 c in der Fassung der MilRegV0 Nr. 111 i.V. mit Art.
III der MilßegV0 Nr. 117.

Das Urteil ist dem Kläger am 19. Februar 1955 zugestellt

worden° Hiergegen hat er durch seinen Prozeßbevollmächtig—

ten mit Schriftsatz vom 14. März 1955 — beim Bundessozial—

gericht eingegangen am 16. März 1955 — Revision eingelegt

mit dem Antrag, unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

die Entscheidung des Sozialgerichts XXXXXXXXXvom24‚ Mai
1954 wiederherzustellen und nach dem Klageantrag erster In—

stanz zu erkennen, hilfsweise, die angefochtene Entscheidung

aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an die Vorinstanz zurückzuverweisen°

Er rügt zunächst Verletzung des @147 SGG.Das Sozialgericht
habe entschieden, daß die Beklagte dem Kläger vom 21° Novem—

ber 1953 ab Alfu zu zahlen habe. Dieses Urteil habe deshalb

den Beginn der Unterstützung betroffen und nicht mit der Be—

rufung angefochten Werden können„

Materiell—rechtlich rügt der Kläger Verletzung des @ 95 c
AVAVG‚da es an Feststellungen fehle, daß er Arbeitsmöglich—

keiten zwar gehabt, aber beharrlich nicht genutzt oder daß

die Beklagte sich um Arbeitsbeschaffung für ihn bemüht und

er diese Bemühungen beharrlich vereitelt habe° Das Gericht

sei auch nur indirekt zur Anwendung des @ 95 c gekommen, in—

dem es aus ärztlichen Gutachten die Überzeugung gewonnen
habe, er leide an einer Zweckneurosel Aus dem Urteil sei

aber nicht zu entnehmen, welehe ärztlichen Gutachten hierfür

herangezogen werden seien° Mindestens zu einem Teil seien

Sie ohne gründliche Untersuchung auf Grund allgemeiner Br—
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fahrungstatsachen zu dem theoretischen Schluß gelangt,
er müsse von einer psychogenen Zweckreaktion befallen

sein. Es sei deshalb notwendig, ihn bei angemessenem

Anstaltsaufenthalt eingehend zu überprüfen und zu unter—

suchen. Im übrigen habe die Beklagte ihn nicht nach 5 95 0,

sondern nach 5 88 Abs. 1 AVAVGwegen angeblicher Arbeits—
unfähigkeit ausgeschlossen. Er erkläre aber ausdrücklich;

daß er "einsatzfähig" sei und leichte Arbeiten im Sitzen

verrichten könne.

Die Beklagte hat mit Schriftsatz vom 1. August 1955 bean4

tragt, die Revision als unbegründet zurückzuweisen. Die Beru—.
Vfung sei zulässig, da es sich nicht um einen "Beginnstreit"

handele. Ein Unterstützungsanspruch des Klägers sei entge—

gen der Meinung des Berufungsgerid1ts aber schon deshalb

nicht gegeben, weil er der Arbeitsvermittlung nicht zur

Verfügung stehe. Dies werde jedoch nach 5 2 des Anhangs

zur MilRegV0 Nr. 117 als Unterstützungsvoraussetzung
ausL'

drücklich gefordert. Sie ergebe sich auch aus % 151 AVAVG,

wonach Arbeitslosigkeit in erster Linie durch Vermittlung

von Arbeit zu verhüten und zu beenden sei. Die Alfü habe

also nur subsidiären Charakter. Eine Arbeitsvermittlung

sei aber nur möglich, wenn der Arbeitslose den Mindestani

forderungen entspreche, die.im heutigen Wirtschaftsleben;

üblicherweise an Arbeitnehmer gestellt würden. Der Kläger

erfülle diese jedoch nicht. ‘

Falls das Gericht aber die Verfügbarkeit für eine Ar—
beitsvermittlung nicht als Anspruchsvoraussetzung anerkenne,

müsse der Unterstützungsanspruch jedenfalls gemäß @ 95 ct

AVAVG abgelehnt werden.

Der Kläger hat‘hierauf im Schriftsatz vom1. September_1955
die zu entscheidenden Gesichtspunkte nochmals herausge—

stellt°

Im einzelnen wird auf die verschiedenen Schriftsätze Be2ug

genommen°

„ 10 _
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Die ■evision ist statthaft sowie frist— und formgerecht

eingelegt und begründet werden. Sie mußte auch Erfolg

haben, '

Das Gericht hatte zunächst zu prüfen, ob die Berufung zu—

lässig gewesen war, da das Sozialgericht sein Urteil als

endgültig gemäß @147 SGGbezeichnet hatte. Nach dieser
Vorschrift können in Angelegenheiten der_Arbeitslosenver—

sicherung Urteile, die Beginn oder Höhe der Unterstützung
betreffen, mit der Berufung nicht angefochten werden° Zue

treffend hat schon das Berufungsgericht angenommen, daß

es sich im vorliegenden Falle nicht um eine Beginnstrei—

tigkeit handelt. Denn der Streit geht nicht darum, ob

die Beklagte dem Kläger die Alfu vom 21. November 1955

oder von einem anderen Tage ab zu zahlen hat — die Höhe

ist ebenfalls nicht zweifelheft —, streitig ist vielmehr,

ob die Alfu dem Kläger überhaupt zusteht. Solche Fälle

sind, wie der erkennende Senat bereits entschieden hat

(ng Urteil vom 12.7.1955 —BSG 1 s‚ 111 (114))‚ nicht

unter @ 147 SGG einzuordnen. Die Berufung war deshalb nach

5 143 SGGzulässig°

Materiell—rechtlich ist die Bundesanstalt der Auffassung,

ein Unterstützungsanspruch des Klägers sei schon deshalb

nicht gegeben, weil dieser der Arbeitsvermittlung nicht

zur Verfügung stehe° Diesen Begriff der "Verfügbarneit"

hat das frühere Reichsversicherungsamt in seiner Recht—

sprechung zum Begriff "Arbeitslosigkeit" entwickelt:

arbeitslos sei nicht, wer in einem erbeitslosenversiche—

rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis stehe oder w e r

d e m A r b e i t s m a r k t n i c h t z u r V e r —
f ü g u n g s t e h e (vgl° Grundsätzl.Entscheidung
Nr„ 3918 vom 7.11„1930, AN. 1930 IV 8. 508)° Den begriff

"Verfügbarkeit" hat das Reichsversicherungsamt in einer

Reihe von Entscheidungen näher erläutert und in der Grund—

sätzl° Entscheidung Nr. 5258 vom 13. Oktober 1958 (AN„

1939 IV 8° 57) unter Verweisung auf frühere Entscheidungen

dahin zusammengefaßt, daß Verfügbarkeit nicht gegeben sei,
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wenn der Arbeitslose durch Bindungen rechtlicher oder

tatsächlicher Art, die außerhalb seiner Person lägen,

an der Aufnahme von Arbeit gehindert sei (Vgl. dazu

auch D r a e g e r, "Arbeitslosigkeit und Vermitt—

lungsfähigkeit als Leistungsvoraussetzung" in "Das AI—

beitsamt" 1955 S. ll7)° Körperliche oder geistige Be—
einträchtigungen allein rechtfertigten nicht den Schluß,

daß der Arbeitslose nicht mehr für den Arbeitsmarkt

zur Verfügung stehe; sie könnten nur dann zum Ausschluß

vom Bezug der Unterstützung führen, wenn die Minderung

den im @ 88 Abs° l AVAVG vorgesehenen Grad erreicht ha—

be, d„h„ also, wenn Arbeitsunfähigkeit vorliege. Gerade

diese Frage ist aber hier streitig. Deshalb hatte der

Senat keine Veranlassung, sich mit dem Begriff der "Ver—

fügbarkeit" und den zum Teil von der Auffassung des BVA

abweichenden Meinungen (vgl. OVA. Dortmund vom 2.7.1951,3

'Bre'ithaupt 1952s., 1025; A n d r e e, "Die Bedeutungder
Verfügbarkeit als Teilbegriff der Arbeitslosigkeit für

die arbeitsärztliche Begutachtung" in "Arbeit, Beruf

und Arbeitslosenhilfe" 1954 S. 178; D 6 r f l e r, Zum

Begriff "Verfügbarkeit" in "Soziale Sicherheit" 1954

S, 107) hier näher auseinanderzusetzen. Jedenfalls kann
"Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt", soweit sie über—

haupt mit als Voraussetzung für den Bezug der Untere

stützung zu fordern ist, nicht aus Gründen verneint wer;

den, die sich nur auf die Arbeitsfähigkeit — eine
selbständig und abschließend geregelte Unterstützungsvor—

aussetzung — beziehen, 3

Auch soweit die Bundesanstalt sich auf 5 2 des Anhangs

zur MilRegV0 Nr. 117 beruft, konnte der Senat ihr nicht

folgen, Nach dieser Vorschrift erhalten Arbeitslose, "die

der Arbeitsvermittlung zur Verfügung stehen” bei Erfül—

lung noch sonstiger Voraussetzungen, die an anderen Stel—

len der Verordnung und im AVAVG näher dargelegt sind,

Alfu “nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen". Die ge—

samte Fassung deutet darauf hin, daß auch die Worte "die"

der Arbeitsvermittlung zur Verfügung stehen" in diesem
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zusammenhang nur eine programmatische Ankündigung ent—

halten, nicht aber eine selbständige Unterstützungsvoraus»

setzung darstellen° Die Voraussetzungen_selbst sind in den

nachfolgenden Vorschriften oder in den ergänzend heranzu—

ziehenden Bestimmungen über die versicherungsmäßige Arbeits—

losenunterstützung geregelt,

Im übrigen hat das Landessozialgericht den Kläger auch nicht

wegen mangelnder "Verfügbarkeit für den ArbeitSmarkt" von
der Alfu ausgeschlossen, sondern weil es annahm, daß er unter

dem Vorwand seiner Schüttelneurose die Bemühungen des Arbeits—

amts, ihm Arbeit zu verschaffen, beharrlich vereitelt habe

(@ 95 c AVAVG)° Es sah seine Neurose nicht als organische

Erkrankung an,
sondern als Begehrungsneurose, die darauf

abziele, sich laufend Unterstützung zu verschaffen, ohne

arbeitsbereit und damit arbeitswillig zu sein°

Auch dieser Auffassung vermochte sich der Senat nicht anzu—

schließen, Der Begriff der Arbeitswilligkeit ist im 9 87 Nr;l

AVAVG ebenfalls nur programmatisch angeführt; er erhält sei—

nen Inhält erst aus den @@90 bis 95 0: Während in den Fällen
der @@‚90bis 93 lediglich zeitlich begrenzte Sperrfristen
verfügt werden können, die in den @593 a und b weiter gere—
gelt sind, gibt @ 95 c die Möglichkeit, wegen fortgesetzter

Arbeitsunwilligkeit den Arbeitslosen
vom Bezuge der Alu

sogar auszuschließen. Diese Vorschrift gilt nach Art.lll

der MilRegV0 Nr° ll? auch für die Alfu° Sie setzt aber vor—

aus, daß der Arbeitslose Arbeitsmöglichkeiten beharrlich nicht

nutzt oder seiner uegistrierungspflicht nicht nachgekommen

ist — ein Vorliegen dieser Voraussetzungen hat das Landesso—

zielgericht selbst nicht angenommen —, oder daß er die ße—

mühungen des Arbeitsamts, ihm Arbeit zu beschaffen, beherr—

lich vereitelt hat°

Nach 5 131 AVAVG lautet der gesetzliche Auftrag an die Bun—

desanstalt dahin, Arbeitslosigkeit in erster Linie durch Ver-

mittlung von Arbeit zu verhüten und zu beendigen. Im vorlie—

genden Fall ergibt sich aber kein Anhalt dafür, daß atch nur
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ein einziges Mal dem Kläger vom Arbeitsamt eine Arbeits—

stelle zugewiesen werden wäre. Er ist zwar dreimal auf
"Vermittlungsfähigkeit" geprüft worden, zuletzt, nachdem?

die éeklagte durch Urteil des Sozialgerichts zur Gewäh—

—rung der Alfu verurteilt worden war. In allen Fallen

aber hat die zuständige Nebenstelle erklä1t, daß sich

Vermittlungsmöglichkeiten nicht geboten hätten; zugleich

hat sie stets betont, daß der Kläger a1beitswillig sei.

Da demnach schon die VoraussetZung, daß das Arbeitsamt

sich bemüht habe, dem Kläger Arbeit zu verschaffen, nicht

erfüllt ist, konnte eine beharrliche Vereitelung solcher

Bemühungen nicht angenommen werden. *

Im übrigen hat sich das Landessozialgericht der Auffas—

sung des Sozialgerichts, daß der Kläger arbeitsfähig sei,

‘angeschlossen, ohne insoweit in eine nähere Prüfung einzu—

treten. Eine solche war jedoch erforderlich. Der Kläger

ist in den beiden Invalidenrenten— und im Sozialgerichts—\

verfahren jeweils mehrfach ärztlich begutachtet werden.

Dabei haben sich Unterschiede in der Beurteilung der Be—
schränkung seiner Erwerbs— und Arbeitsfähigkeit von 70

bis 30 v.H. ergeben. Soweit aus den Unterlagen zu erkennen

ist, hat es sich dabei stets nur um einmalige Untersu—

chungen gehandelt. Nur von Prof. Dr.Dr. XXXKXX ist der

Kläger 3 Tage lang beobachtet und als nicht—invalide be—

zeichnet worden. Bemerkenswert ist in dessem Gutachten

aber, daß bei der Untersuchung Züge eines grob—demonstra—\

tiven Verhaltens feetzustellen gewesen seien. Um so mehr

wäre es notwendig gewesen, die Arbeitsfähigkeit des Klägers
auf Grund längerer Beobachtung sachve1ständig ge11au begut—

achten zu lassen, um einwandfrei feststellen zu können,

ob der Kläger noch arbeitsfähig im Sinne des @ 88 Abs.l

AVAVG ist oder ob er etwa Arbeitsunfähigkeit vortäuscht,

weil er nicht arbeitswillig ist, wie es Prof.Dr.XXXXXXX

vor dem Landessozialgericht angenommen hat.
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Mit gutem Grunde läßt z.B‚ @ 81 der Strafprozeßordnung die

Beobachtung in einer öffentlichen Heil— oder Pflegeanstalt

bis zur Dauer von 6 Wochen zu° Alle1dings handelt es sich

dabei um die Begutachtung über den geistigen Zustand eines

Beschuldigten; die zulässige Dauer unterstreicht aber, daß

kurze Untersuchungen häufig nicht ausreichen,
um den Zu—

stand eines Menschen einwandfrei zu beurteilen° Insbesondere

mußte im Falle des Klägers als bedeutsam erscheinen, daß in

den beiden Invalidenrentenverfahren von allen Ärzten mit Aus—

nahme des den Kläger behandelnden Arztes Invalidität ver—

neint wurde. Im Sozialgerichtsverfahren dagegen erklärten,

die Ärzte _ mit einer Ausnahme - ihn für arbeitsunfähig,

und ein Arbeitsarzt stellte sich auf den Standpunkt, die

Auffassung des Arztes im Invalidenrentenverfahren, der Kläger

sei noch zu leichteren Arbeiten im Sitzen geeignet, sei eine

rein theoreti$che Beurteilung,

Nach @88 Abs. 1 AVAVGist arbeitsfähig im Sinne des © 87,
wer imstande ist, durch eine Tätigkeit, die seinen Kräften

und Fähigkeiten entspricht und ihm unter billiger Berücksich—

tigung seiner Ausbildung und seines bisherigen Berufes zuge—

mutet werden kann, wenigstens ein Drittel dessen zu erwerben,

was geistig und körperlich gesunde Personen derselben Art

mit ähnlicher Ausbildung und in derselben Gegend durch Arbeit

zu verdienen pflegen. Diese untere Leistungsgrenze hatte der

Regierungsentwurf des Arbeitslosenversicherungsgesetzes (34°

Sonde„heft zumReichsarbeitsblatt 1926 S. l55) im Anschluß

an den Begriff der Invalidität im damaligen @1255 Abs„ 2 RVG
aufgestellt, so daß also ?ersonen, die im Sinne dieser Vor—

schrift invalide waren, in der Arbeitslosenversicherung

nicht mehr als erbeitsfähig angesehen werden sollten, Das

Reichsversienerungsamt hatte deshalb in seiner Grundsätzlo

Entscheidung Nr. 3780 vom 24. Januar 1930 (AN. 1950 IV S‚292)

den Grundsatz aufgestellt, daß bei der Auslegung des 5 88

Abs. 1 AVAVG von den auf dem Gebiet der Invalidenversicherung

für die Auslegung des Begriffs der Invalidität geltenden

‚
Grundsätzen auszugehen sei, da sich die Begriffe der Invali—

dität im @ 1255 Abs. 2 RVO und der Arbeitsunfähigkeit im Sinne
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des © 88 Abs. 1 AVAVG grundsätzlich deckten.

Dies trifft jetzt insofern nicht mehr zu, als durch @ 2

des Solzialversichérungs—Anpassungsgesetzes (SVAG) v0m

17, Juni 1949 (Gesetzblatt des Vereinigten Wirtschafts—
gebietes S. 99) im nunmehr maßgebenden @ 1254 EVO als in—
valide schon bezeichnet wird, wer nicht mehr imstande ist,

die Eälftg dessen zu erwerben, was körperlich und geistig

gesunde Personen derselben Art mit ähnlicher Ausbildung in

derselben Gegend durch Arbeit zu verdienen pflegen. Aber

diese Änderung hat, worauf D r a e g e r a.a.0. S. ll9

mit Recht hinweist, praktisch nicht zu einer anderen Be—
urteilung der Invalidität geführt, da der Mindestverdienst—-

grenze nicht die entscheidende Bedeutung für die Beurtei— —

lung der Invalidität beigemessen wird, die ihr von
Rechts%

wegen zukommen sollte, D r a e g e r verweist zutreffend‘

dazu auch auf die Untersuchungen H u l s m a n n s (50—

ziale Sicherheit 1954 S. 4) über die Bedeutung des Untersdhieds

der Mindestlohngrenzen in beiden Versicherungszweigen, wo—

nach Inhalt der Feststellung der Invalidität wegen ihrer
Bezugnahme auf den Lohn eine Erwerbs—‚ nicht aber eine

Leistungsminderung sei und deshalb aus dem Grade der Er—

Werbsminderung keine unmittelbaren Schlüsse auf die Lei_
stungsminderung gezogen werden könnten. Wegen der Koppelung

der Begriffe Invalidität und Arbeitsfähigkeit teile aber

damit let2tere alle Auslegungsmängel der ersteren. Aus die—

sem Grunde verzichtet auch der Entwurf der Großen Novelle

zum AVAVG auf den Begriff "Arbeitsfähigkeit" und führt dae

für den Begriff "Vermittlungsfähigkeit" ein.

Im vorliegenden Fall bestehen jedenfalls nach der Auffas—

sung des Senats erhebliche Zweifel an der Arbeitsfähigkeity

des Klägers, so daß ohne eingehende sachverständige Beobach—

tung und Begutachtung eine einwandfreie Klärung nicht zu er—

warten ist„ Dies gilt um so mehr, als die Frage noch als

durchaus offen bezeichnet werden muß, ob das Schüttelzittern

hier eine reine Begehrungsneurose darstellt oder ob die

"psychisch abnorme Reaktion" des Klägers einen derartigen‘
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Krankheitswert hat, daß sie ihn daran hindert, das gesetz—

lich Lohndrittel im Sinne des @ 88 Abs„ 1 AVAVG noch zu
verdienen° Diese Klärung ist vor allem auch deshalb von
ausschlaggebender Bedeutung, weil selbst die Beurteilung

des Wesens der Neurosen keineswegs schon eine einheitli—
che ist, wie das Landessozialgericht anzunehmen scheint„

_
Mit diesen Fragen hat sich auch das Reichsversicherungsamt
unter Hinweis auf die Ausführungen von N-ä g e l i,

R e i 0 h a r d t, S t i e r; B o n h o e f f e r und
H i s in seiner Grundsätzl° Rekurs—Entscheidung Nr. 5258

vom 24° September 1926 (AN. 1926 S. 480) und in der nicht—
grundsätzl. Entecheidung vom 7. Oktober 1935 (Zum. Bd, 40

S- 198) sowie das Oberversioherungsamt S< “muß; in seiner
sehr eingehend begründeten Entscheidung vom 6" November
1950 (Zentralblatt für Sozialversicherung 1951 8.152) be—
schäftigt. Aus den Grundsätzen, die 1926 Frei"° Dr. S t i e r
aufgestellt und denen sich das Reichsversicherungsamt ange—
schlossen hat (S- GE. Nr. 5238) ist hier insoweit wesentlich

der dort unter Nr. 5 angeführte, wonach "die sogenannten

Unfallneurosen" (um eine solche handelte es sich bei dieser
Entscheidung)"

..... durch endgültige Erfüllung des zugrun—
deliegenden Wunsches „„„„ ebenso sicher günstig beeinflußt
bzw° beseitigt werden wie nach letztinstanzlicher Gerichts—

entscheidung dureh endgültige Ablehnung des Vunsches”°

Zutreffend weist aber in diesem Zusammenhang der Prozeßbe—

vollmächtigte des Klägers darauf hin, daß bei Annahme einer
Begehungsneurose sich dessen Leiden nach Bewilligung der Alfu

hätte legen müssen, da die Schüttelneurose nunmehr überflüs—

Sig geworden wäre, Das Gegenteil sei jedoch der Fall, er lei—

de weiter an ständigen Schüttelerscheinungen°

Zur Weiterentwicklung der Auffassung vom Wesen des Neurosen
sei verwiesen auf die für die Beurteilung des vorliegenden

Falles beachtlichen Ausführungen von G l a t z e l "Zur

gutachtlichen Bewertung der Rentenneurose in der Sozial—
versicherung" (Wege zur Sozialversichérung 1954 S„ 552) mit
der Feststellung: "Der Rentenneurotiker ist selbst verant—

_ 17 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


XIII°

_ 17 _

wortlich für seine abnormen körperlichen und seelischen

Symptome; Man kann und muß JOH ihm verlangen, daß er sei—

ne Affekte und Triebe beherrs0ht" und die entschiedene

Entgegnung hierauf von L e o n h a r d t "Irrwege in

der Neurosen—Begutaohtung" (Soziale Sicherheit 1955

S, lll), auf B a e t z n e r und L i n d e n b e r g
(Soz Sich. 1952 s. 106, 108), weiter besonders auf
L u n g w i t z "Neurose — das Hauptübel unserer Zeit"

(Sozßich° 1955 S. 201); der die Neurose als eine echte

Krankheit bezeichnet, ferner H u l s m a n n "Ver— '

deckte Wirklichkeiten bei Arbeitsunwilligkeit und Renten—

neurosen" (Soz.Sich. 1955 S. 171). Aus allen diesen Dar-

legungen, die zum Teil im scharfen Gegensatz zu einander

stehen, erhellen die Schwierigkeiten, die sich bei der

Beurteilung der Neurosen an sich und in ihrer Wirkung \
auf die Leistungsfähigkeit ergeben° "

Erschwerungen bei der Möglichkeit der Vermittlung durch

den körperlichen oder geistigen Zustand eines Arbeits—

losen allein können jedenfalls nicht die Annahme von
Arbeitsunfähigkeit rechtfertigen (Vgl.° dazu auch die

oben erwähnte GE. Nr. 5258 und die nicht—grunds. B, vom

.12.2.1937‚ EuM. Bd. 41_s. 133).

Beachtenswert wäre vom Landessozialgericht außerdem ge—

mäß @105 SGGin diesem Zusammenhangdie oben unter leer—
wähnte Feststellung des Ermittlers gewesen, daß der Klä—

ger sich auf dem ererbten Besitztum seiner Frau betä—

tigt hat, zumal er das selbst — eingechränkt auf "leich«

tere Arbeiten" — zugegeben hat° Da nach den Angaben des

Ermittlers auch der Bürgermeister von XXXXXXKXXX be—

stätigt hat, daß der Kläger "sein Land selbst bearbei—

tet", wäre es erforderlich gewesen, mindestens durch

Vernehmung des Bürgermeisters als Zeugen Klarheit dar—

über zu schaffen, welche Arbeiten der Kläger ausgeführt

hat° Dies hätte auch für die ärztlichen Gutachten wert—

volle Hinweise bieten können, .
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XIV„ Da der Tatbestand, wie sich aus den vorstehenden Ausfüh—

' rungen ergibt, nicht genügend geklärt ist, konnte der

Senat den Streitfall nicht selbst entscheiden„ Er mußte

vdeshalb die Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht zurückverweisen°

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem Endurteil

vorbehalten.
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